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Editorial  

Weihnachten steht vor der Tür. Einerseits glänzen die Konsumtempel, anderer-
seits werden Vermögensarmut, Einkommensarmut, Bildungsarmut, fehlende Chan-
cen der Partizipation verstärkt wahrgenommen. Weihnachten provoziert offen-
sichtlich eine Diskussion über Gerechtigkeit.  

Die ökonomische Lehre fordert, aus Effizienzgründen Produktion und Vertei-
lung zu trennen. Da in einer dynamischen Wirtschaft aber jede Verteilung Aus-
gangspunkt einer neuen Produktionsrunde ist, verschwimmt die Unterscheidung 
zwischen einer Gerechtigkeit in den Ausgangsbedingungen und einer der Ergeb-
nisse. Diese Umverteilung führt zwangsweise zu adversen Effekten bei denen, 
denen genommen wird. Mit den Grenzen einer derartigen Nivellierung durch 
den modernen Sozialstaat befaßt sich die Ordnungsethik: Die Soziale Markt-
wirtschaft fordert soziale Absicherung, um Risiko kalkulierbar zu machen: Ein 
möglicher Absturz darf nicht existenzvernichtend wirken. 

Weil wir die Chancen der Globalisierung infolge einer Verzögerung des insti-
tutionellen Umbaus nur begrenzt nutzen, ist der Staat zunehmend weniger in 
der Lage, eine „Menschwürdige Wirtschaftsordnung“ zu gewährleisten, wie 
dies die jährlichen Tagungen des IWH zu diesem Thema zeigen. Fehlende po-
litische Kraft, unzureichender politischer Wille und auch mangelnde Kreativität 
führen erst dazu, daß denen, die weniger Chancen haben, so schwer zu helfen 
ist. In Amerika debattieren die Demokraten aktuell intensiv, wie sie die dortige 
„Gerechtigkeitslücke“ schließen können. Im „Krieg gegen die Ungleichheit“ 
werden fünf staatliche Handlungsfelder diskutiert: Verringerung der Spreizung 
der Bruttoentgelte durch Erhöhung der Mindestlöhne und/oder Begrenzung der 
obersten Gehälter; Verringerung der Spreizung der Nettoentgelte über die Steuer-
politik; Stabilisierung der Einkommen der Mittelschicht durch entsprechende 
negative Einkommensteuern; Verbessern der Absicherung in der Sozialversi-
cherung. Fast immer werden sie verworfen wegen fehlender Durchsetzungs-
möglichkeit, Finanzierung und sonstiger adverser Effekte. 

Es bleibt ein letztes Feld: Verbesserung von Bildung und Ausbildung; hier fas-
ziniert die Argumentation: Gelingt es nämlich, den Pool der Begabten besser 
auszuschöpfen, dann entsteht mehr Konkurrenz am Arbeitsmarkt für Hochqua-
lifizierte: Das begrenzt die Einkommen am oberen Ende der Skala durch zu-
sätzliche Beschäftigung: Bessere Kindergärten, Schulen, Universitäten und er-
gänzende Stipendienprogramme, sind sie der Königsweg? Deutschland sollte in 
diesen Teil der Debatte dringend einsteigen! 

Ulrich Blum 
Präsident des IWH 


